
In allen anderen den Gegenstand dieses Beitrags bil­
denden Fällen entspricht die vorgeschlagene Regelung 
der Hebelwirkung unseres sozialistischen Rechts. Wäh­
rend bei einer unmittelbaren zivilrechtlichen Verant­
wortlichkeit des Werktätigen der Beschäftigungsbetrieb

überhaupt nicht betroffen und daher auch nicht veran­
laßt werden würde, organisatorische und andere Ver­
änderungen zu treffen, um künftig Überschreitungen 
der Vertretungsmacht auszuschließen, wird die vorge­
schlagene Regelung den Betrieb gerade dazu anhalten.
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Erbrechtliche Probleme im Zusammenhang
mit der Mitgliedschaft in Wohnungsbaugenossenschaften

Immer wieder ist festzustellen, daß Vorstände von Ar­
beiterwohnungsbaugenossenschaften unter Berufung 
auf das AWG-Musterstatut (GBl. 1964 II S. 21) ver­
suchen, Erben verstorbener AWG-Mitglieder nicht als 
solche anzuerkennen oder die ihnen zustehenden Erb­
rechte zu beschneiden. Oft wird die Ansicht vertreten, 
diese Personen gelangten „ohne eigenes Zutun“ in den 
Genuß dessen, was sich die Mitglieder durch Eigen­
leistungen erarbeitet haben. Eine solche, oft auf man­
gelnder Kenntnis der erbrechtlichen Regelungen be­
ruhende Praxis kann das genossenschaftliche Zusam­
menleben erheblich beeinträchtigen.
Im folgenden soll deshalb zu einigen Fragen des Erb­
rechts Stellung genommen werden, soweit dieses das 
von den Mitgliedern in die Genossenschaft eingebrachte 
Eigentum betrifft.

1. Welche Eigentumsrechte bestehen an dem in die 
AWG eingebrachten Vermögen des Erblassers?

Die Beantwortung dieser Frage ist zur Bestimmung der 
Erbmasse erforderlich. Das eingebrachte Vermögen 
unterteilt sich in Genossenschaftsanteile (Abschn. IV 
Buchst. A AWG-Statut) und Eigenleistungen (Absch. IV 
Buchst. B AWG-Statut). Während die Genossenschafts­
anteile Eigentum des Mitglieds bleiben und deshalb 
auch nach Abschn. VII Ziff. 2 AWG-Statut beim Aus­
tritt aus der Genossenschaft zurückgefordert werden 
können, gehen die Eigenleistungen in den unteilbaren 
Fonds der Genossenschaft ein und werden damit ge­
nossenschaftliches Eigentum (Abschn. IV Buchst. B 
Ziff. 3 AWG-Statut). Hinsichtlich dieser Leistungen be­
steht kein Rück förderungsrecht. In besonderen Aus­
nahmefällen kann jedoch die Genossenschaft auf 
Beschluß der Mitgliederversammlung und mit Zustim­
mung des Beirats der sozialistischen Wohnungsbauge­
nossenschaften bei den Räten der Städte oder Land­
kreise die Rückzahlung der Eigenleistungen ermög­
lichen.
Das persönliche Eigentumsrecht des Mitglieds umfaßt 
demnach nur seine Anteile, so daß auch nur diese zur 
Erbmasse gehören. Zu ihr gehört außerdem die Mit­
gliedschaft selbst, wie sich aus Abschn. VII Ziff. 10 des 
Statuts ergibt. Das Statut geht insoweit als lex specialis 
über die Regelung des BGB hinaus, denn nach § 38 BGB 
ist die Mitgliedschaft in einem Verein nicht übertragbar 
und nicht vererblich. Die Möglichkeit, die Mitgliedschaft 
in den sozialistischen Wohnungsbaugenossenschaften zu 
vererben, entspricht den sozialistischen Verhältnissen; 
sie gibt den Mitgliedern eine größere Sicherheit hin­
sichtlich ihres eingebrachten Vermögens.

2. Unter welchen Voraussetzungen können Erben als 
Mitglied der AWG aufgenommen werden?

Abschn. VII Ziff. 9 bis 12 des Statuts sagt nicht eindeu­
tig, ob mehrere gesetzliche bzw. testamentarische Erben 
Mitglied der AWG werden können oder nur einer. Aus 
den Formulierungen „Verzichten alle Erben auf die

Mitgliedschaft“ und „Die Kinder, Eltern und Geschwi­
ster .. i haben als Erben das Recht, selbst Mitglied ... 
zu werden“ (Ziff. 9 und 10) könnte geschlossen werden, 
daß mehrere Erbberechtigte Mitglieder der AWG wer­
den können. Daß dies aber nicht die Absicht des Ge­
setzgebers ist, folgt m. E. aus Abschn. VII Ziff. 12, wo­
nach der „eintretende Erbe“ die gleiche Rangstelle 
einnimmt wie das verstorbene Mitglied, wenn die er­
forderlichen Genossenschaftsanteile von ihm übernom­
men werden und er den schriftlichen Nachweis erbringt, 
daß die übrigen Erben zu seinen Gunsten auf die Rück­
zahlung der Genossenschaftsanteile unwiderruflich 
verzichten. Daraus ergibt sich, daß nur einer der Erben 
der Nachfolger des verstorbenen Mitglieds werden 
kann. Das kann auch nicht anders sein, da die Genos­
senschaft sonst vor schwer zu lösenden Wohnraumver- 
teilungsfragen stünde.
Der AWG-Vorstand kann also die Mitgliedschaft vor­
erst allen Miterben verweigern und sie zwingen, sich 
auch hinsichtlich der Mitgliedschaft gemäß § 2042 ff. 
BGB auseinanderzusetzen. Verzichten alle Erben auf 
die Mitgliedschaft, so können sie die Genossenschafts­
anteile zurückfordern. Dabei ist zu beachten, daß diese 
Anteile bei fehlender Erbauseinandersetzung nur einem 
bevollmächtigten Erben und bei erfolgter Erbausein­
andersetzung nur dem berechtigten Erben ausgezahlt 
werden dürfen.
Hat der Erblasser durch letztwillige Verfügung einem 
Erben die Mitgliedschaft und einem anderen die Ge­
nossenschaftsanteile zugesprochen, so ist das Testament 
u. U. nach § 2078 BGB anfechtungsfähig, so z. B. dann, 
wenn der Erblasser seine Verfügung rechtsirrtümlich 
traf. Er war insoweit im Irrtum, als er die gesetzlichen 
Bestimmungen über die Mitgliedschaft in einer AWG 
nicht beachtete.
Nach § 3 der VO über die Arbeiterwohnungsbaugenos­
senschaften vom 21. Dezember 1963 (GBl. 1964 II S. 17) 
ist das Statut für alle Genossenschaften verbindlich. 
Die Befürwortung der BGL und der Betriebsleitung 
vorausgesetzt, kann jeder Werktätige Mitglied der Ge­
nossenschaft werden, wenn er in seiner Beitrittserklä­
rung das Statut anerkennt und die Pflichten eines Ge­
nossenschaftsmitglieds übernimmt (Abschn. II Ziff. 1 
AWG-Statut). Zu den Pflichten gehört auch die Zahlung 
der Genossenschaftsanteile. Wird diese Pflicht nicht er­
füllt, so hat das Mitglied kein Recht auf Zuweisung von 
Wohnraum (Abschn. V Ziff. 4) und es kann sogar wegen 
gröblicher Verletzung der Grundsätze der Genossen­
schaft aus ihr ausgeschlossen werden (Abschn. VII 
Ziff. 4). Daraus folgt, daß Mitgliedschaft und Genossen­
schaftsanteile voneinander nicht zu trennen sind.
Es entsteht nun allerdings die Frage, welcher der Erben 
Mitglied der Genossenschaft werden kann. Hierbei sind 
alle Umstände sorgfältig zu prüfen, insbesondere ist 
der mutmaßliche Wille des Erblassers zu erforschen. 
Bekanntlich ist bei der Prüfung einer letztwilligen Ver­
fügung, die verschiedene Auslegungen zuläßt, grund­
sätzlich davon auszugehen, daß die wohlwollende Aus-
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